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(Nr. 8942.) Landgüterordnung für die Provinz Brandenburg. Vom 10. Juli 1883. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, für 
die Provinz Brandenburg, was folgt 


3 

Landgut im Sinne dieſes Geſetzes iſt eine in der Landgüterrolle des 
zuſtändigen Amtsgerichts eingetragene Beſitzung. 

In die Rolle kann jede in der Provinz Brandenburg belegene Beſitzung 
eingetragen werden, welche zum Betriebe der Land- oder Forſtwirthſchaft beſtimmt 


und mit einem Reinertrage von mindeſtens fünfundſiebenzig Mark zur Grund⸗ 
ſteuer veranlagt iſt. 


$. 2. 
Zur Eintragung des Landgutes in die Landgüterrolle iſt das Amtsgericht 
zuſtändig, in deſſen Bezirke die Grundſtücke belegen ſind, welche das Landgut bilden. 
Liegen die Grundſtücke in den Bezirken verſchiedener Amtsgerichte, ſo hat 


das Kammergericht zu beſtimmen, bei welchem Amtsgerichte das Landgut in die 
Rolle einzutragen iſt. 
§. 3 


In der Rolle erhält jedes Landgut ein eigenes Blatt. 

Das Landgut beſteht aus denjenigen Grundſtücken, welche auf dem Rollen- 
blatte eingetragen find. Dieſelben müſſen nach Blatt, Artikel und Nummer des 
Grundbuches oder nach dem Grundſteuerkataſter bezeichnet werden. 

Gef. Samml. 1883. (Nr. 8942.) 24 


Ausgegeben zu Berlin den 1. Auguſt 1883. 
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Auf dem Blatte oder Artikel des Grundbuches iſt die Nummer des Rollen— 
blattes koſtenfrei zu vermerken. 
F. 4. 


Ein Landgut ſoll in die Rolle nur dann eingetragen werden, wenn die 
Vorausſetzungen des §. 1 Abſatz 2 zur Zeit der Eintragung vorhanden ſind. 

Die Eintragung kann nicht aus dem Grunde angefochten werden, weil 
dieſe Vorausſetzungen zur Zeit der Eintragung nicht vorhanden geweſen ſeien. 


§. 5. 
Die Eintragung und die Löſchung in der Rolle erfolgt auf Antrag des 
Eigenthümers, welcher über das Landgut letztwillig verfügen kann. 


$. 6. 

Die Anträge auf Eintragung und auf Löſchung in der Rolle werden bei 
dem Amtsgerichte, unter Anwendung der §§. 32 bis 34 der Grundbuchordnung 
vom 5. Mai 1872 (Geſetz-Samml. S. 446), mündlich angebracht oder ſchriftlich 
eingereicht. 

Das Amtsgericht hat dem Antragſteller mitzutheilen, daß die Eintragung 
und die Löſchung erfolgt ſei. 

§. 7. 


Die Eintragung verliert ihre Wirkſamkeit durch die Löſchung. 

Die Eintragung iſt auch für jeden nachfolgenden Eigenthümer wirkſam, 
ſofern derſelbe Eigenthümer des ganzen Landgutes oder eines den Vorausſetzungen 
des $. 1 Abſatz 2 entſprechenden Theiles deſſelben iſt. 


§. 8. 

Bei Grundſtückserwerbungen zu einem in der Rolle eingetragenen Landgute 
iſt gleichzeitig mit der Zuſchreibung in dem Grundbuche die Zuſchreibung auch 
in der Rolle zu bewirken, wenn der Erwerber ſeine entgegengeſetzte Abſicht nicht 
ausdrücklich erklärt. 

Bei Veräußerungen eines Theiles von einem in der Rolle eingetragenen 
Landgute iſt gleichzeitig mit der Abſchreibung im Grundbuche auch die Löſchung 
des veräußerten Theiles in der Rolle zu bewirken, wenn bei demſelben die Vor⸗ 
ausſetzungen des $. 1 Abſatz 2 nicht zutreffen. 

In den Fällen dieſes Paragraphen erfolgen die Zuſchreibungen und 
Löſchungen in der Rolle von Amtswegen und koſtenfrei. 


§. 9. 
Die Einſicht der Rolle iſt Jedem geſtattet, welcher nach dem Ermeſſen des 
Amtsgerichts ein rechtliches Intereſſe dabei hat. 
Die Einſicht der Rolle erfolgt koſtenfrei. 
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. 10. 


Wird der Eigenthümer eines Landgutes von mehreren Perſonen beerbt, ſo 
iſt in Ermangelung einer entgegenſtehenden letztwilligen Verfügung — unbeſchadet 
der Beſtimmung des $. 17 — ein miterbender Nachkomme, der Anerbe, berechtigt, 
bei der Erbtheilung das Landgut nebſt Zubehör für eine nach Maßgabe des 
F. 13 feſtzuſtellende Taxe zu übernehmen. 

Daſſelbe gilt, wenn der überlebende Ehegatte Eigenthümer eines Landgutes 
iſt und daſſelbe in Ausübung ſeines ſtatutariſchen Erbrechtes zur Erbmaſſe ein⸗ 
wirft. Der überlebende Ehegatte iſt jedoch berechtigt, an Stelle des Landgutes 
den nach Maßgabe des §. 13 zu ermittelnden Werth deſſelben einzuwerfen. 


K. 11. 


Die Berechtigung der Nachkommen zur Uebernahme des Landgutes wird 
nach folgenden Grundſätzen geregelt: 
Leibliche Kinder gehen Adoptivkindern, eheliche den unehelichen vor. Unehelichen 


Kindern des Vaters ſteht die Berechtigung nicht zu. Durch nachfolgende Ehe 


legitimirte Kinder ſtehen den ehelichen gleich. 

Ferner geht vor der ältere Sohn und deſſen Nachkommen männlichen 
Geſchlechts, in Ermangelung von Söhnen und männlichen Nachkommen derſelben 
die ältere Tochter des älteren Sohnes und deren Nachkommen, falls aber Nach⸗ 
kommen von Söhnen nicht vorhanden ſind, die ältere Tochter des Erblaſſers und 
deren Nachkommen. 

Kinder, welche zur Zeit der Erbtheilung wegen Geiſteskrankheit oder Ver⸗ 
ſchwendung entmündigt ſind, ſowie Kinder, welche eine Verurtheilung zu Zucht⸗ 
hausſtrafe und zugleich zum Verluſte der bürgerlichen Ehrenrechte erlitten haben, 
ſtehen den übrigen Miterben nach. d 

Unter den Nachkommen eines Kindes richtet ſich die Berechtigung zur 
Uebernahme des Landgutes nach denſelben Grundſätzen. 


$. 12. 

Sind mehrere Landgüter und mehrere Nachkommen vorhanden, ſo finden 
die $$. 10 und 11 mit der Maßgabe Anwendung, daß jeder Berechtigte in der 
Reihenfolge ſeiner Berufung nach ſeiner Wahl Ein Landgut übernehmen kann. 
Sind mehr Landgüter, als Berechtigte, vorhanden, ſo wird die Wahl in der⸗ 
ſelben Reihenfolge wiederholt. 

$. 13. 


Die Feſtſtellung der Taxe erfolgt nach folgenden Grundſätzen: 


I. Der dreißigfache Betrag des Grundſteuerreinertrages der Liegenſchaften, 5 


zuſätzlich des zwanzigfachen Betrages des bei der Veranlagung zur 
Gebäudeſteuer eingeſchätzten Nutzungswerthes derjenigen Gebäude, welche 
weder zur Wohnung des Eigenthümers, ſeiner Familie, ſeiner Dienſt⸗ 
(Nr. 8942.) 24* 
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Ill. 


IV. 


V. 


ö 


leute und Arbeiter beſtimmt, noch zur Bewirthſchaftung erforderlich 
ſind, wird als Werth des Landgutes angenommen. 


Dem Werthe zu I wird hinzugerechnet: 


1) der zwanzigfache Jahresbetrag der mit dem Landgute als Zubehör 
verbundenen nutzbaren Gerechtigkeiten, Renten und Gefälle; 

2) der Werth des nach forſtwirthſchaftlichen Grundſätzen überſtändigen 
Holzes auf ſolchen Grundſtücken, welche zur forſtwirthſchaftlichen 
Benutzung beſtimmt ſind; 

3) der Werth der auf dem Landgute befindlichen gewerblichen Anlagen, 
ſoweit ſolche nicht für den Betrieb der Land- oder Forſtwirthſchaft 
erforderlich ſind. 


Nicht beſonders abgeſchätzt werden und bleiben außer Berechnung: 

1) die zur Wohnung des Eigenthümers, feiner Familie, Dienſtleute 
und Arbeiter beſtimmten, ſowie die zur Bewirthſchaftung erforder⸗ 
lichen Gebäude; 

2) das Gutsinventarium und alle ſonſtigen beweglichen Pertinenz⸗ 
ſtücke ($$. 48 ff., §. 75 ff. Titel 2 Theil I des Allgemeinen 
Landrechts) 


3) Bäume und Holzungen, welche nicht unter die Nr. II 2 fallen. 


Von dem Werthe zu I und II wird abgeſetzt der Werth der auf dem 
Landgute nebſt Zubehör ruhenden Laſten und Abgaben. 

Dauernde Laſten und Abgaben werden mit dem Zwanzigfachen 
ihres muthmaßlichen Jahresbetrages, vorübergehende, z. B. Altentheile, 
mit einem nach Maßgabe des F. 9 der Civilprozeßordnung zu berech⸗ 
nenden Kapitale, höchſtens aber mit dem Zwanzigfachen des Jahres- 
betrages in Abzug gebracht. i 

Für Laſten und Abgaben, auf welche die Ablöſungsgeſetze An⸗ 
wendung finden, wird das nach dieſen zu berechnende Abloͤſungskapital 
in Abzug gebracht. 


In Ermangelung einer Vereinbarung der Betheiligten über die Taxe 
erfolgt die Feſtſtellung der letzteren nach den Beſtimmungen unter 
1 bis IV durch Sachverſtändige, über deren Perſon ſich die Betheiligten 
zu einigen haben, unter Leitung des Nachlaßrichters. Kommt unter 
den Betheiligten über die Perſon der Sachverſtändigen eine Einigung 
nicht zu Stande, jo ernennt fie der Nachlaßrichter und nöthigenfalls 
einen Obmann. 

Dieſe ſind, ſofern ſie nicht zur Abgabe von Gutachten der be— 
treffenden Art ein- für allemal beeidigt find, vom Nachlaßrichter nach 
$. 375 der Civilprozeßordnung zu beeidigen. Das erſtattete Gutachten 
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iſt nur unter den Vorausſetzungen der Nr. 2 bis 5 des 9. 543 der 
Ciwilprozeßordnung anfechtbar. 


$. 14. 


Der Eigenthümer des Landgutes, welcher über daſſelbe letztwillig verfügen 
kann, iſt befugt, in einem Teſtamente oder in einer gerichtlich oder notariell 
beglaubigten Urkunde oder in einer eigenhändig geſchriebenen und unter Beifügung 
des Jahres und Tages unterſchriebenen ſtempelfreien Urkunde die Anwendung 
der K. 10 bis 13 auszuſchließen oder unter den Miterben diejenige Perſon zu 
beſtimmen, welche zur Uebernahme des Landgutes oder der mehreren Landgüter 
berechtigt fein ſoll, ſowie die in dem $. 16 erwähnten Verfügungen zu treffen. 

In gleicher Weiſe kann vorbehaltlich des Pflichttheilsrechtes der Nachkommen 
und des überlebenden Ehegatten beſtimmt werden, zu welchem Betrage der Guts⸗ 
werth bei der Erbtheilung angerechnet werden, daß und in welcher Höhe der 
Gutsübernehmer bei der Theilung ein Voraus erhalten oder in einer ſonſtigen 
Weiſe bevorzugt werden ſoll. 


$. 15. 


Behufs Ermittelung des Pflichttheiles der Miterben, welche das Landgut 
nicht übernehmen, erfolgt die Abſchätzung des letzteren nach Maßgabe des $. 13. 


$. 16. 


Wegen Verletzung des Pflichttheils können nicht angefochten werden: 


1) Verfügungen des Erblaſſers, durch welche dem leiblichen Vater des 
Anerben lebenslänglich, der leiblichen Mutter bis zur Großjährigkeit 
des Anerben das Recht beigelegt wird, das Landgut nebſt Zubehör 
nach dem Tode des Erblaſſers in eigene Nutzung und Verwaltung zu 
nehmen, unter der Verpflichtung, den Anerben und deſſen Miterben, 
letztere bis zur Auszahlung ihres Erbtheils, angemeſſen zu erziehen und 
für den Nothfall auf dem Landgute zu unterhalten; 

2) Verfügungen des Erblaſſers, durch welche die Fälligkeit der Erbtheile 
der Miterben bis zu deren Großjährigkeit unter der Verpflichtung des 
Anerben, die Miterben bis zu dieſem Zeitpunkte angemeſſen zu erziehen 
und für den Nothfall auf dem Landgute zu unterhalten, hinaus⸗ 
geſetzt wird. 

$. 17. 

Das in einigen Theilen der Provinz geltende Recht, nach welchem der 

überlebende Ehegatte befugt iſt, das zum Nachlaſſe des verſtorbenen Ehegatten 


gehörende Landgut zu übernehmen, bleibt unberührt. 
(Nr. 8942.) 
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5 Die in den $$. 10 bis 16 enthaltenen Beſtimmungen finden nicht An— 
Pi wendung: 
u: 1) auf Landgüter, deren Gebäude zur Zeit des Todes des Erblaſſers mit 
5 einem den Grundſteuerreinertrag der Liegenſchaften überſteigenden 
ä Nutzungswerthe zur Gebäudeſteuer angeſetzt find, 

2) wenn der Erblaſſer bei ſeinem Tode nicht allein Eigenthümer des 
2 Landgutes war, 
4 3) wenn das Landgut beim Tode des Erblaſſers in Folge von Verände— 
5 rungen, welche nach der Eintragung des Landgutes in die Rolle ſtatt— 
bi gefunden haben, nach $. 1 Abſatz 2 nicht eintragungsfähig geweſen wäre. 
5 $. 19. 
5 Für jede Eintragung und für jede Löſchung in der Rolle, einſchließlich der 
1 darüber dem Eigenthümer zu machenden Mittheilung, wird außer in den Fällen 
a des $. 8 eine Gerichtsgebühr von drei Mark erhoben. 
hi Die Anträge zur Rolle find einer Stempelabgabe nicht unterworfen. 
IR Erbtheilungen, welche auf Grund dieſes Geſetzes erfolgen, find frei vom 
i Kaufſtempel. 
1 $. 20. 
= Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Oktober 1883 in Kraft. 
5 Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
ba Königlichen Inſiegel. 
5 Gegeben Schloß Mainau, den 10. Juli 1883. 
5 (I. S.) Wilhelm. 
5 f v. Puttkamer. Lucius. Friedberg. v. Boetticher. v. Goßler. 


v. Scholz. Gr. v. Hatzfeldt. Bronſart v. Schellendorff. 
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Königl. Eifenbahn- Direktion zu Bromberg reſſortirenden Königl. Eifenbahn- 
Betriebsamtes in Allenſtein. 


Ai Ihren Bericht vom 3. Juli 1883 beſtimme Ich, daß am 1. November d. J. 
im Bezirk der Eiſenbahn⸗Direktion zu Bromberg und von derſelben reſſortirend 
ein Königl. Eiſenbahn⸗Betriebsamt mit dem Sitze in Allenſtein errichtet wird, 
welches in Angelegenheiten der ihm übertragenen Geſchäfte alle Befugniſſe und 
Pflichten einer öffentlichen Behörde haben ſoll. 

Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 

Bad Ems, den 6. Juli 1883. 


Wilhelm. 


Für den Miniſter der öffentlichen 
Arbeiten: 


Lucius. 
An den Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 


rü. ———.—— — ———:́—— 


(Nr. 8944.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Theil der Bezirke der Amtsgerichte Goslar, Melle, Moringen, Neu⸗ 
ſtadt am Rübenberge, Uelzen und Uslar. Vom 18. Juli 1883. 


Au Grund des F. 35 des Geſetzes über das Grundbuchweſen in der Provinz 
Hannover (Geſetz-Samml. 1873 S. 253, 1879 S. 11) beſtimmt der Juſtiz⸗ 
miniſter, daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in das 
Grundbuch im F. 32 jenes Geſetzes vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 
für den zum Bezirk des Amtsgerichts Goslar gehörigen Bezirk der Stadt⸗ 
gemeinde Goslar, 
für den zum Bezirk des Amtsgerichts Melle gehörigen Bezirk der Gemeinde 
Uedinghauſen-Warringhof, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Moringen gehörigen Bezirke der Ge⸗ 
meinden Berwartshauſen, Blankenhagen, Lichtenborn, Lutterbeck, 
Schnedinghauſen, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Neuſtadt am Rübenberge gehörigen 
Bezirke der Gemeinden Blumenau, Colenfeld, Cronsboſtel, Dedenſen, 
Düendorf, Idenſen, Klein-Heidorn, Liethe, Luthe, Mesmerode, Stadt 
Wunſtorf, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Uelzen gehörigen Bezirke der Gemeinden 
Ripdorf, Hambrock, Halligdorf, Niendorf, Veerſſen, Borne, Holxen, 
Holdenſtedt, Oitzen, Maſendorf, Molzen, 
(Nr. 89438944.) 


| (Nr. 8943.) Allerhöchſter Erlaß vom 6. Juli 1883, betreffend die Errichtung eines von der | 
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für die zum Bezirk des Amtsgerichts Uslar gehörigen Bezirke der Gemeinden 
Cammerborn, Dinkelhauſen, Eſchershauſen „Schönhagen, Sohlingen, 
Vahle, Wienſen und für den ſelbſtſtändigen Gutsbezirk Reitliehauſen, 
ferner für die Bezirke der Gemeinden Barterode, Eberhauſen „Erbſen, 
Fehrlingſen, Fürſtenhagen, Günterſen, Lödingſen „Offenſen und Wibbecke, 

am 1. September 1883 beginnen ſoll. 
Berlin, den 18. Juli 1883. 


Der Juſtizminiſter. 
Friedberg. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 

1) der Allerhöchſte Erlaß vom 11. Mai 1883, betreffend die Verleihung des 
Rechts zur Erhebung des tarifmäßigen Chauſſeegeldes an die Stadtgemeinde 
Patſchkau im Kreife Neiſſe für die dortige, Zollſtraße genannte Straßen⸗ 
ſtrecke von der Neiſſe⸗Glatzer Aktienchauſſee bis zu der von Patſchkau nach 
der Oeſterreichiſchen Landesgrenze in der Richtung auf Jauernig führenden 
Kreischauſſee, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Oppeln 
Nr. 25 S. 182, ausgegeben den 22. Juni 1883; 

2) das Allerhöchſte Privilegium vom 21. Mai 1883 wegen eventueller Aus⸗ 
fertigung auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadtkommune 
Krotoſchin bis zum Betrage von 150 000 Mark. Reichswährung durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Poſen Nr. 24 S. 170 bis 172, 
ausgegeben den 12. Juni 1883; 

3) der Allerhöchſte Erlaß vom 23. Mai 1883, betreffend die Herabſetzung des 
Zinsfußes der auf Grund des Allerhöchſten Privilegiums vom 28. De- 
zember 1868 von dem Kreiſe Schleiden aufgenommenen Anleihe von 
fünf auf vier Prozent, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Aachen Nr. 26 S. 147, ausgegeben den 21. Juni 1883, 

4) das unterm 23. Mai 1883 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage⸗ 
genoſſenſchaft zu Leſchezin im Kreiſe Rybnik durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 27 S. 208 bis 211, ausgegeben den 
6. Juli 1883. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Verlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


